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Die Geschichte hinter 
diesem Buch – Und Dank

Die Idee zu diesem Buch entstand bei einem Gespräch mit Jens Schaden-
dorf, meinem langjährigen Lektor, nun Programmleiter im Herder-Verlag. 

Wir hatten uns an einem sonnigen Nachmittag in meinem Büro ge-
troffen und wollten eigentlich an etwas ganz anderem arbeiten. Schnell je-
doch driftete unsere Diskussion zu jenen bahnbrechenden Ereignissen des 
Schwarzen Juni, die diesem Buch seinen Namen gaben. Je länger wir spra-
chen, desto klarer wurde, dass mit der Brexit-Entscheidung vom 23. Juni 
2016 und der OMT-Entscheidung des deutschen Verfassungsgerichts vom 
21. Juni innerhalb von nur zwei Tagen eine für Europa und Deutschland 
äußerst bedrohliche Gefährdungslage entstanden war. 

Ich empfand die Ereignisse als eine Zeitenwende, die die Zukunft der 
EU, des Euro und Deutschlands maßgeblich verändern – falls den von ih-
nen ausgehenden Wirkungen nicht sofort gegengesteuert wird. Und mir 
war klar: Dieses Thema muss sofort bearbeitet und in die Öffentlichkeit 
getragen werden, damit es nicht wie sonst so oft im Nebel der Beschwich-
tigungsrhetorik der Politiker entschwindet.

Ich danke Jens Schadendorf und dem Herder-Verlag, dass sie sofort be-
reit waren, schon im Herbst diesen nun vorliegenden Debattenbeitrag he-
rauszubringen. Die Idee war freilich das eine, die Umsetzung ein anderes. 
Meine Frau und ich warfen kurzerhand alle Urlaubspläne über den Haufen 
und ließen eine schon bezahlte Reise in die Mongolei verfallen, um Zeit für 
dieses Buch zu gewinnen. Ich danke ihr sehr für die Bestärkung und Tole-
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ranz, mit der sie seine Entstehung begleitet hat – so wie sie es in der Ver-
gangenheit bei wichtigen Veröffentlichungen stets getan hat. Ihr Rat als 
Fachökonomin ist mir darüber hinaus auch diesmal wieder von allergröß-
tem Wert gewesen. 

So ist nun in Tag- und Nachtarbeit innerhalb kürzester Zeit ein Buch 
entstanden, das zu meiner eigenen Überraschung sehr viel länger wurde, als 
es ursprünglich geplant war und nun auch schon wegen der hohen Nach-
frage in der zweiten Auflage herauskommt. Dank eines Büros und perso-
neller Unterstützung, die ich nach meiner Pensionierung im ifo Institut be-
halten durfte, gelang es, die notwendigen technischen Arbeiten, was die 
harten Daten betrifft, in dieser kurzen Zeit zu bewerkstelligen. Ich dan-
ke vor allem Florian Dorn, der das Manuskript von Anfang an mit betreut 
hat. Er hat nicht nur die in den Fußnoten genannten Quellen vervollstän-
digt. Vielmehr hat er auch den gesamten Text gelesen und mich mit klu-
gem Verstand stets kritisch unterstützt. Für die präzise Gestaltung der Ab-
bildungen, die in einem vielfachen Iterationsprozess zwischen ihm und mir 
entstanden, danke ich Christoph Zeiner. Für die Bereitstellung der dafür 
und auch sonst nötigen präzisen Daten sowie für die sorgfältige Endlektü-
re geht mein Dank zudem an Wolfgang Meister. 

Während des gesamten Entstehungsprozesses schließlich hat mir Jens 
Schadendorf als Sparringpartner zur Seite gestanden. Er hat das Manu-
skript mehrmals sorgfältig redigiert und mich immer wieder gedrängt, 
meine Gedanken einfacher und plastischer auszudrücken. Auch hat er da-
für gesorgt, dass logische Brüche vermieden und dem Leser keine Gedan-
kensprünge zugemutet wurden. Er hat mich zudem veranlasst, Farbe zu be-
kennen und mit einer konkreten Reformagenda für Europa zu enden. 

Das war gut so, denn ich bin überzeugt, dass Europa mit dem am En-
de des Buches abgedruckten Reformprogramm eine echte Chance hat, zu 
neuer Prosperität und einer nachhaltigen Entwicklung zurückzukehren, 
die hilft, seinen Frieden auch weiterhin zu sichern.   

Auch deswegen widme ich dieses Buch den Bürgern Europas. 

Hans-Werner Sinn
München, September 2016
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EINLEITUNG  

 

Scheitert Europa? 

Brexit, Flüchtlingswelle, Euro-Desaster – scheitert Europa? Kein Zweifel: 
Angesichts einer Vielzahl von eskalierenden Krisen könnte das nun  passieren. 

Es geschah zur Sonnenwende des Jahres 2016. Das sind eigentlich 
die hellsten Tage des Jahres, tatsächlich aber waren es die schwärzesten. 
Am 23.  Juni gab Großbritannien sein Misstrauensvotum gegen die EU 
ab und entschied sich für den Austritt aus der EU. Statt des Grexit, den 
man noch im Jahr 2015 befürchtet hatte – und den man im Interesse der 
Griechen und Europas besser hätte geschehen lassen sollen –, wird nun 
tatsächlich der Brexit vorbereitet. Und das geschieht auch deshalb, weil 
die Briten angesichts der großen Flüchtlingswelle, die Europa kurz vorher 
überschwemmt hatte, zu der Auffassung gekommen waren, dass die EU die 
Lage nicht mehr im Griff hat. 

Kaum zu glauben eigentlich: Um Griechenland hatte die Bundeskanz-
lerin gekämpft und dabei sogar ihren Finanzminister Wolfgang Schäuble, 
der den Grexit ermöglichen wollte, zurückgerufen. Den Austritt des Ver-
einigten Königreichs, der in wirtschaftlicher Hinsicht gleichbedeutend ist 
mit dem Austritt der zwanzig kleinsten der 28 EU-Länder, nimmt sie da-
gegen hin, als ginge er Deutschland nichts an. Nun sitzt sie da mit ihren 
Migranten und hofft vergebens darauf, dass wenigstens die anderen Länder, 
die noch bei Kasse sind, sich an deren Finanzierung beteiligen und noch 
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ein paar von ihnen aufnehmen. Ihr Glück, dass der mazedonische Zaun die 
Welle zunächst einmal gestoppt hat. 

Und nur zwei Tage vor dem Brexit-Entscheid, am 21. Juni, ist etwas 
passiert, das für die Zukunft Deutschlands ebenfalls sehr problematisch 
sein wird: Das deutsche Bundesverfassungsgericht unterwarf sich mit sei-
nem sogenannten OMT-Urteil zur ausufernden Rettungspolitik der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) dem Europäischen Gerichtshof (EuGH), der 
diese Politik vollauf unterstützte. Auch dieses Votum und seine Wirkun-
gen nahm die deutsche Politik kaum kommentiert hin. Es schien, als wol-
le sie es in Schweigen hüllen. Dabei gaben die Karlsruher mit ihrem Urteil 
der EZB nichts weniger als einen Freifahrtschein für eine Politik der Ver-
gemeinschaftung der Haftung für Staatsschulden, denn das bedeutet das 
whatever it takes, das EZB-Chef Mario Draghi im Jahr 2012 unter dem 
technischen Kürzel Outright Monetary Transaction (OMT) verkündet hat-
te. Nutznießer dieser Politik sind vor allem die kriselnden Südländer Euro-
pas und Frankreich, Zahlmeister die noch einigermaßen gesunden Nord-
länder, allen voran Deutschland. 

Zwar warf das Bundesverfassungsgericht zwei Jahre nach dem OMT-Be-
schluss den europäischen Währungshütern eine Mandatsüberschreitung 
vor und sprach in diesem Zusammenhang gar von »Machtusurpation«. In 
einem beispiellosen Schwenk jedoch schreibt das Gericht in seinem Urteil 
nun, man könne auch die Auslegung des EuGH, wonach die OMT-Politik 
der EZB mit europäischem Recht vereinbar sei, »noch hinnehmen«. 

Beide Mittsommer-Entscheidungen sind von historischer, ja epocha-
ler Bedeutung für die Zukunft Europas und Deutschlands. Sie stellen eine 
Zeitenwende dar. Vor allem aus deutscher Sicht machen sie den Juni zu ei-
nem pechrabenschwarzen Monat. Das ist das Thema dieses Buches. 

Der anstehende Brexit bedeutet, dass Deutschland nun in der EU sei-
nen wichtigsten Verbündeten für eine weltoffene und dem Freihandel 
verpflichtete EU-Politik verliert, ohne die die deutsche Exportwirtschaft 
nicht mehr funktionsfähig wäre. Ganz konkret verliert Deutschland, wie 
im ersten Kapitel dieses Buches ausführlich erläutert wird, zusammen mit 
anderen freihandelsorientierten Ländern die Sperrminorität bei Entschei-
dungen des EU-Ministerrates. Im Verbund mit Großbritannien und den 
Ländern des ehemaligen sogenannten D-Mark-Blocks Niederlande, Ös-
terreich und Finnland hatte Deutschland bislang sein Interesse an einer 
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weltoffenen Handelspolitik in der EU verfolgen und auch durchsetzen 
können. Damit wird nun bald Schluss sein. Die mediterranen Länder, al-
len voran Frankreich, die eine eher protektionistische Handelspolitik ver-
folgen und die mehr auf Staatseingriffe vertrauen möchten als auf das freie 
Spiel der Marktkräfte, werden alles daransetzen, dass Europa wirtschafts- 
und handelspolitisch umsteuert. Wenn sich die Protektionisten durchset-
zen, wird das exportorientierte Wohlstandsmodell Deutschlands massiv 
geschädigt. 

Zudem wird sich die Eurozone ohne die britische Gegenkraft immer 
rascher zu einer Fiskalunion entwickeln, so wie sich das die Länder Süd-
europas und Frankreich wünschen, um ihre schwindende Wettbewerbsfä-
higkeit mit Transfers aus dem Norden zu kompensieren. Eine Fiskalunion 
bedeutet nicht nur, dass es ein gemeinsames Euro-Budget und womöglich 
einen gemeinsamen Euro-Finanzminister gibt. Sie bedeutet auch, dass al-
lerlei Umverteilungsmechanismen festgelegt werden – von einer Versiche-
rung der Bankkonten bei den angeschlagenen Finanzinstituten bis hin zu 
einer europaweiten Arbeitslosenversicherung –, die permanente Einkom-
menshilfen für die nicht mehr wettbewerbsfähigen Länder Südeuropas als 
festen Rechtsanspruch installieren. 

Die Eurozone in eine Fiskalunion zu verwandeln wird nicht nur teuer 
für Deutschland. Dieser Schritt ist auch insofern problematisch, als er im-
pliziert, dass es immer unwahrscheinlicher wird, dass die osteuropäischen 
Länder oder Schweden den Euro als Währung übernehmen. 

Wenn aber künftig keine nicht-mediterranen Länder mehr der Euro-
zone beitreten, dann wird das Eurosystem eine neue »lateinische Münz-
union« mit Deutschland als Goldesel, die an der Ostseite Deutschlands 
einen tiefen Graben quer durch Mitteleuropa zieht und damit den histo-
risch gewachsenen Kulturkreis durchschneidet. Die Parallelen zur echten 
lateinischen Münzunion sind verblüffend. Diese Währungsunion war un-
ter Führung Frankreichs und unter Beteiligung vieler mediterraner Län-
der in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gegründet worden und zer-
brach, weil sich Italien und Griechenland zu viel des Gemeinschaftsgeldes 
gedruckt hatten. 

Heute stellt sich die Situation nicht viel anders dar. Heute sind die Kri-
senländer der Eurozone, vor allem jene in Südeuropa, ebenfalls wieder da-
bei, sich in großem Stil das benötigte Geld zu drucken, anstatt es sich am 
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Kapitalmarkt zu leihen oder selbst zu verdienen. Die sogenannten Tar-
get-Salden in den Bilanzen von EZB und nationalen Notenbanken, die 
diesen Extra-Druck messen, wachsen seit zwei Jahren wiederum nahezu be-
ständig an und haben mittlerweile einen Wert von fast 750 Milliarden Eu-
ro erreicht. Eine Trendwende ist nicht in Sicht.

Das Gefährliche daran ist: Das von den Euro-Krisenländern selbst ge-
druckte Geld wird derzeit vor allem dafür verwendet, im Ausland die ei-
genen Staatspapiere zurückzukaufen. Auf diese Weise tauschen diese Län-
der eine verbriefte, verzinsliche Schuld gegenüber privaten ausländischen 
Gläubigern gegen eine bloße Buchschuld bei den Notenbanken des Nor-
dens, allen voran der Bundesbank, deren Zins der EZB-Rat mit den Stim-
men derselben Länder auf null gesetzt hat und die nie fällig gestellt werden 
kann. Diese Schuld und die entsprechende Forderung bei der Bundesbank 
würden sich großenteils in Luft auflösen, wenn die Banken Südeuropas 
in Konkurs gingen und die südlichen Länder aus der Eurozone austräten. 

Dass dieses Szenario alles andere als unmöglich ist, konnte man An-
fang September 2016 erahnen, als sich die mediterranen Krisenländer und 
Frankreich in Griechenland überaus medienwirksam zum EU-Med-Gip-
fel trafen. Wenn nicht als konkrete Vorbereitung eines Austritts aus der Eu-
rozone, so kann man diesen Gipfel doch zumindest als eine Vorbereitung 
für den Plan B deuten. Gemeint ist damit der Aufbau einer Drohkulisse 
für die demnächst wieder anstehenden Verhandlungen über immer mehr 
Schuldenerleichterungen, immer mehr Gemeinschaftskredite und immer 
mehr Transfers in die Krisenländer. Frankreich selbst will sicherlich nicht 
austreten. Doch hält es seine schützende Hand über die mediterranen Län-
der, weil es mit ihnen kulturell eng verbunden ist und enge Wirtschaftsbe-
ziehungen unterhält, sowohl was den Absatz der französischen Waren als 
auch die Finanzierung der südlichen Volkswirtschaften durch die französi-
schen Banken betrifft. 

Vor diesem Hintergrund ist die OMT-Entscheidung von EuGH und 
Bundesverfassungsgericht verheerend, weil sie ein für allemal klarmacht, 
dass der EZB mit rechtlichen Mitteln nicht beizukommen ist. Die EZB 
kann fortan die Staatspapiere der Krisenländer unbegrenzt kaufen, wenn es 
darauf ankommt. Auf diese Weise kann sie diese Länder und deren Gläu-
biger so schützen, als hätte man sich bereits in gemeinschaftlicher Haf-
tung mittels Eurobonds verschuldet. Das drückt die Zinsen und nimmt 
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den Sparern ihre Erträge, obwohl diese Sparer in ihrer Eigenschaft als Steu-
erzahler und implizite Eigentümer der EZB zugleich weiterhin für die Aus-
fälle haften müssen. So gehen viele Euroländer immer weiter auf ihrem 
Weg in den Schuldensumpf, ohne dass ihnen juristische Schuldenschran-
ken Einhalt gebieten könnten. 

Wenn Deutschland angesichts all dieser falschen Weichenstellungen 
nicht schnellstens die Notbremse zieht, könnte es mit den Ländern der Eu-
rozone ähnlich enden wie mit den USA, die in den ersten Jahrzehnten ih-
res Bestehens unter dem Einfluss einer Schuldensozialisierung in eine ver-
hängnisvolle Schuldenspirale gerieten. In der Zeit von 1835 bis 1842 trieb 
diese Spirale ein Drittel der Staaten und staatsähnlichen Territorien in den 
Konkurs und schuf nichts als Unfrieden. Der britische Historiker Harold 
James von der Universität Princeton führte sogar einen Teil der Spannun-
gen, die zwanzig Jahre später in den USA zum Bürgerkrieg führten, auf das 
Schuldendebakel zurück, das durch die Vergemeinschaftung der Schulden 
entstanden war. 

So weit muss es mit Europa nicht kommen. Die Gefahren aber sind 
schon deutlich erkennbar. Mindestens werden die Deutschen in fünfzehn 
Jahren, wenn die Babyboomer ins Rentenalter kommen, erhebliche Pro-
bleme mit ihrer Altersvorsorge bekommen. Die Haftungsversprechen aus 
der Rettung Südeuropas könnten dann mit den nur noch schwer erfüllba-
ren Forderungen der Rentner gegen den deutschen Staat zusammenfallen 
und eine kaum noch beherrschbare wirtschaftliche Gemengelage erzeugen. 

Natürlich ist es für den Frieden und die Einigung Europas gerechtfer-
tigt, einen hohen Preis zu zahlen. Und auch der Freihandel, den die EU den 
Ländern Europas gebracht hat, ist seinen Preis wert, weil er allen Beteilig-
ten wirtschaftlich nützt. Deutschland, das ebenfalls von diesem Freihandel 
profitiert, kann deshalb Maßnahmen der EU, die ihm zunächst finanziell 
zum Nachteil gereichen, ein ganzes Stück weit mittragen – nicht nur aus 
ökonomischen Gründen, sondern auch, wenn sie die europäische Einigung 
voranbringen. Dass Deutschland der größte Nettozahler der EU ist, kann 
man zum Beispiel als einen solch vertretbaren Preis interpretieren. 

Doch erstens haben die Beiträge zum EU-Budget längst nicht die Di-
mension dessen, worum es bei einer Vergemeinschaftung der Haftung für 
Staatsschulden geht, und zweitens führt eine solche Vergemeinschaftung 
nicht nach Europa, sondern an einen anderen, gefährlichen Ort. Schon der 
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Euro und die mit ihm bis heute verbundenen politischen Maßnahmen ha-
ben sich nicht als Friedens- und Integrationswerk, sondern als Krisentrei-
ber und Herd des Unfriedens gezeigt. 

Vor allem führte der Euro Südeuropa in eine kaum noch zu lösende 
Wirtschaftskrise mit einer gefährlichen Massenarbeitslosigkeit, die die Ner-
ven der Bevölkerung nun schon seit mehr als acht Jahren strapaziert. Und 
er zwang die Staaten Nordeuropas, mit fiskalischen Rettungskrediten ein-
zuspringen, die den privaten Gläubigern die Möglichkeit gaben, sich aus 
dem Staube zu machen, und sie selbst an deren Stelle setzte. Der deutsche 
Staat ist jetzt der hässliche Gläubiger, auf den sich der Zorn der Schuldner 
entlädt, und nicht mehr die französischen und deutschen Banken, nicht 
mehr die Wall Street und nicht mehr die City of London. »Bürge nicht für 
deinen Freund und leihe ihm kein Geld, denn wenn du das tust, ist er dein 
Freund gewesen«: Diese alte Volksweisheit hat die deutsche Politik in den 
vielen Krisen rund um den Euro sträflich missachtet. Den Preis dafür zah-
len wir heute – und noch stärker in der Zukunft.

Das ist ja das Problem. Nicht alles, was gut gemeint war, wirkt auch 
am Ende gut. Die Politiker in Europa – ob in Brüssel oder den Hauptstäd-
ten – treffen Entscheidungen, von denen sie glauben oder glauben machen 
möchten, sie würden den Einigungsprozess voranbringen. Das Gegenteil 
aber tritt ein. Und doch korrigiert kaum jemand den beschrittenen Weg. 
Fast will es scheinen, als könne niemand mehr dazulernen. 

Bei nüchterner Betrachtung ist das fast verständlich. Das politische 
Führungspersonal investiert gewissermaßen sein politisches Schicksal in 
seine Entscheidungen. Es baut dabei Partei- und Bürokratieapparate auf, 
die Abertausenden von Menschen lukrative Berufskarrieren eröffnen. Auf 
diese Weise entstehen strukturelle Abhängigkeiten, die bewirken, dass sich 
kaum noch etwas Einschneidendes ändern lässt, weil zu viele in den Appa-
raten etwas zu verlieren haben. Die Folge ist, dass alles bleibt, wie es war, 
dass die immer gleichen rhetorischen Formeln zu hören sind und dass stur 
die immer gleichen Meinungen vertreten werden. 

Kein Zweifel: Wenn die EU-Verträge die ever closer union, also die im-
mer enger zusammenwachsende Union, proklamieren, wenn die Kanzle-
rin einen einmal eingeschlagenen Weg als »alternativlos« bezeichnet, wenn 
EU-Politiker das Beispiel des Fahrrads bemühen, das umkippt, wenn es 
nicht weiterfährt, dann schwingt darin schon viel von jenem gefährlichen 
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Starrsinn mit, der in der Menschheitsgeschichte Systeme immer wieder un-
tergehen ließ. »Vorwärts immer, rückwärts nimmer«, erklärte der Staats-
ratsvorsitzende Erich Honecker bei seiner Festrede aus Anlass des 40. Jah-
restages der DDR noch am 7. Oktober 1989. Das war nur zwei Tage vor 
der entscheidenden Montagsdemonstration am 9. Oktober, die den Unter-
gang der DDR besiegelte, und einen Monat vor dem Fall der Mauer. 

Wut und Frust über »die Politiker« und »die Eurokraten« nehmen in 
den europäischen Ländern zu – auch in Deutschland. Vielen Bürgern 
reicht es mittlerweile. Auch vielen, die gewohnt sind, in komplexen Zu-
sammenhängen unterwegs zu sein. Sie wollen sich nicht mehr mit rhetori-
schen Floskeln oder Durchhalteparolen abspeisen lassen. Das gilt für den 
Euro und Europa insgesamt. Es gilt besonders für den Umgang mit den 
Flüchtlingen und Wirtschaftsmigranten. Zu Recht verlangen die Bürger, 
dass man sie ernst nimmt mit ihren Sorgen um die Zukunft Deutschlands 
und Europas. Zu Recht verlangen sie, dass jetzt umgesteuert wird. 

In der Tat, statt auf dem falschen Weg noch schneller voranzuschreiten 
und die britische Brexit-Entscheidung einfach abzuhaken, sollten die Euro-
päer nun innehalten und die Marschrichtung verändern. Sie sollten auf die 
in diesem Votum zum Ausdruck kommende britische Kritik an der EU mit 
ernsthaften Reformen antworten. 

Die Reaktion der EU-Kommission und der Spitze des Europaparla-
ments, die Großbritannien nun zum schnellen Austritt drängt, um wieder 
zur Tagesordnung übergehen zu können, ist in diesem Zusammenhang an-
maßend und vollständig unakzeptabel. Großbritannien ist und bleibt ei-
ne der großen Nationen Europas, mit denen wir auch weiterhin gutnach-
barschaftlich und in regem wirtschaftlichen Austausch zusammenarbeiten 
müssen. Auch die Bundesregierung kritisiert die Brüsseler Bürokraten, die 
die Zeichen der Zeit offenkundig nicht erkennen. Aber sie ist auch sehr 
zaghaft, weil sie offenbar die bestehenden EU-Verträge nicht in Frage stel-
len möchte. 

Dabei waren es doch gerade auch die Implikationen dieser Verträge, die 
den Unwillen der Briten hervorriefen. Man störte sich zum einen an der 
ausufernden Bürokratie, die dazu führte, dass sich eine Flut von großen-
teils überflüssigen Richtlinien und Verordnungen über die Länder der EU 
ergoss, die dem im Maastrichter Vertrag formulierten Subsidiaritätsprinzip 
Hohn spricht. Nach diesem, damals von Deutschland durchgesetzten Prin-
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zip darf die EU nur dort tätig werden, wo es echte grenzüberschreitende 
Aufgaben gibt, wie zum Beispiel bei der Verteidigung, grenzüberschreiten-
den Verkehrs- und Datennetzen oder im Bereich der Standardisierung von 
technischen Normen für handelbare Güter. Doch ansonsten darf sie – ei-
gentlich – keine Gesetze, Verordnungen oder Normen erlassen.

Zum anderen war die britische Entscheidung durch die Angst vor ei-
ner nicht mehr kontrollierbaren Migration in die gut entwickelten Sozial-
staaten Europas getrieben, zu denen auch Großbritannien gehört. Ja, die 
Migration wurde durch die Entscheidungen der Bundesregierung im Jahr 
2015, Flüchtlingen aus Kriegsgebieten pauschal die Einreise zu erlauben, 
was Hunderttausende von Menschen in Bewegung setzte, zum alles beherr-
schenden Thema im britischen Wahlkampf. Großbritannien hatte schon in 
den 1950er- und 1960er-Jahren eine Massenimmigration aus den ehemali-
gen Commonwealth-Staaten erlebt und kämpft bis heute mit deren augen-
fälligen Folgen in den Ghettos der Großstädte. Dann hatte es nach der Os-
terweiterung der EU viele Menschen aus den ost- und südosteuropäischen 
Ländern angezogen, nicht zuletzt auch deshalb, weil die Magnetwirkung des 
britischen Wohlfahrtsstaats dazu beitrug. Und nun kamen auch noch die 
Kriegsflüchtlinge und Wirtschaftsmigranten unkontrolliert in die EU. Das 
brachte das Fass zum Überlaufen. 

Eine Reform der EU mit Blick auf die entschiedene Steuerung der 
Migration von innen und von außen müsste zum einen bei der Magnet-
wirkung der raschen Inklusion in den Sozialstaat ansetzen, zum anderen 
aber auch weiter greifen, etwa bis zur Grenzsicherung. Wie diese Steuerung 
konkret geschehen kann, wird im letzten Kapitel dieses Buches diskutiert.

Doch müsste die Reform der EU noch sehr viel mehr leisten, wie gleich-
falls im Detail im letzten Kapitel gezeigt wird. Vor allem müssten die Re-
geln, die Deutschland seinerzeit in den Maastrichter Vertrag als Bedingun-
gen dafür schrieb, dass es die D-Mark aufgab, nun endlich so formuliert 
werden, dass sie nicht mehr umgangen werden können. Das betrifft das 
Verbot der Monetisierung der Staatsschulden, das Verbot der Rettung von 
Gläubigern eines konkursreifen Staates mit Steuermitteln, das Subsidiari-
tätsprinzip und vieles mehr. Vor allem muss man der EZB klarere und här-
tere Schranken auferlegen, um deren dauernde Mandatsüberschreitungen 
zu beenden und sie auf den Pfad der traditionellen Geldpolitik zurückbrin-
gen, wie sie von der Bundesbank betrieben wurde. Es ist nicht Aufgabe ei-



21

Scheitert Europa? 

ner Zentralbank, fast wie früher das Politbüro in den Zentralverwaltungs-
wirtschaften, die Kapitalströme in ihrem Hoheitsgebiet gezielt irgendwo 
hinzulenken, schon gar nicht in Länder, in die das private Kapital man-
gels echter Renditen gar nicht will. Die Steuerung des Kapitals ist in der 
Marktwirtschaft Sache der Sparer und ihrer Institutionen. Auch deswegen 
müssen die EZB und die Bundesbank aufhören, Südeuropa andauernd mit 
Krediten zu stützen, die unterhalb der Marktkonditionen zur Verfügung 
gestellt werden und für die am Ende der deutsche Steuerzahler einzustehen 
hat. Wenn überhaupt, so sind solche Kredite von den Parlamenten zu ge-
nehmigen, und von niemandem sonst.

Nach Lage der Dinge hat es wenig Sinn, wenn Deutschland versuchen 
sollte, im Rahmen der bestehenden EU-Verträge eine Kursänderung zu 
versuchen. Das würde ohnehin nie gelingen und bei jeder Einzelfrage neu-
en Streit hervorrufen. Der Streit würde Europa weiter zerrütten, ähnlich, 
wie es der Euro schon getan hat. 

Besser ist es, wenn Deutschland jetzt – im Rahmen der ohnehin an-
stehenden Austrittsverhandlungen mit dem Vereinigten Königreich – ei-
ne Änderung der EU-Verträge verlangt und notfalls auch nicht vor einer 
Änderungskündigung zurückschreckt. Der richtige Zeitpunkt für das Än-
derungsverlangen ist so gesehen jetzt gekommen. Solange Großbritanni-
en über die Konditionen des Austritts verhandelt, am besten noch vor dem 
formellen Austrittsantrag, bietet sich für Deutschland und gleichgesinnte 
Länder wie die Niederlande, Österreich, Finnland, die baltischen Staaten, 
Tschechien, Polen, die Slowakei, Dänemark und Schweden die einmali-
ge Chance, die notwendigen Reformen herbeizuführen. In jedem Fall darf 
man mit Neuverhandlungen und Reformen nicht noch zehn Jahre warten, 
denn dann ist Großbritannien draußen und das Geld weg. Und Europa ist 
dann zu einem noch größeren Krisenfall geworden. 

Versucht man Politikern diese Logik klarzumachen, pflegen sie nicht 
selten zu antworten, sie glaubten nicht, dass es zu neuen Vertragsverhand-
lungen kommen werde. Der Zug fahre in eine andere Richtung. Das mag 
sein. Viele Politiker sind, so scheint es, grundsätzlich nicht in der Lage, zwi-
schen dem, was sein soll, und dem, was sein wird, zu unterscheiden, und 
auch echte Verantwortung zu übernehmen. Die Folge ist eine Schere im 
Kopf, die bewirkt, dass niemand wagt, von vornherein Forderungen zu er-
heben, von denen er befürchtet, dass er mit ihnen nicht durchkommt.
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Wirkliche, verantwortungsbewusste Politik hingegen wird von Staats-
männern und -frauen gemacht, die sich nicht selbst beschränken, sondern 
langfristige Visionen strategisch und beharrlich über viele Jahre hinweg ver-
folgen und im historisch richtigen Moment ihre Chance zu nutzen wagen. 
Man denke an Margret Thatcher, die die englische Wirtschaftsgesellschaft 
mit eiserner Hand revolutioniert hat. Oder an Willy Brandts Ostpolitik 
mit ihrem Credo »Wandel durch Annäherung«. Oder an Helmut Kohls 
10-Punkte-Plan vom Herbst 1989, der zur deutschen Vereinigung führte. 
Oder auch an Gerhard Schröders Agenda 2010, mit der die Massenarbeits-
losigkeit überwunden wurde. Begleitende, anpassende, bestenfalls margi-
nal modifizierende Politik wird von Standardpolitikern gemacht, die aus-
tauschbar, beliebig und orientierungslos sind. Sie begleiten alles und jedes, 
wenn es denn nur mit Macht und scheinbar alternativlos daherkommt. 

Ein Volkswirt jedenfalls, wie der Autor dieser Zeilen, darf seine Emp-
fehlungen nicht schon im Hinblick auf das Machbare formulieren, sondern 
muss vom Grundsätzlichen her argumentieren. Er muss aufklärerisch und 
kompromisslos sein, er darf sich nicht verbiegen und darf nicht kapitulie-
ren vor dem scheinbar Unumstößlichen, Wahrscheinlichen, das vermeint-
lich ohnehin passieren wird. Es gibt seltene Augenblicke in der Geschich-
te mit eruptiven Umbrüchen, in denen das Grundsätzliche in der Lage ist, 
die Welt zu verändern. Darauf muss er die Öffentlichkeit vorbereiten, den 
Diskurs öffnen und vorantreiben. Womöglich ist jetzt so ein Augenblick 
gekommen. Mancur Olson, einer der großen Ökonomen des letzten Jahr-
hunderts, hat einmal geschrieben, jedes politische System brauche nach ei-
nem halben Jahrhundert eine grundlegende kulturelle Umbruchphase, um 
sich von den verfilzten Interessen zu lösen, die es erlahmen lassen. Es ist 
an der Zeit, dass auch die EU einen solchen Umbruch erlebt. Lange genug 
existiert sie ja, und genug Filz gibt es allemal.

Kein Zweifel, Europa befindet sich in der größten Krise seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Die Herausforderungen, vor denen es steht, sind gewaltig, allen 
voran Euro-Desaster, Flüchtlingswelle und Brexit. Die Gefühle von Unbeha-
gen, Unmut, Aggression und Angst wachsen angesichts dieser Herausforde-
rungen in ganz Europa. Natürlich sind sie keine guten Ratgeber. Und doch 
lässt der steigende Zuspruch zu extrem orientierten Parteien mit ihren maß-
losen Programmen und Parolen überall auf dem Kontinent erahnen, wie 
schnell vertraute Dinge wie Frieden und Wohlstand verschwinden könnten.
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Kritische Phasen wie diese hat es immer wieder in der deutschen Ge-
schichte gegeben. Man denke nur an den Vormärz in der Zeit vor 1848 
oder das Erstarken der sozialistischen Bewegungen im letzten Viertel des 
19.  Jahrhunderts. Damals hatte Bismarck auf Anraten der Volkswirt-
schaftsprofessoren, die den Verein für Socialpolitik – den heute noch be-
stehenden Fachverband der deutschen Ökonomen – gründeten und die 
ihre Gegner verächtlich »Katheder-Sozialisten« nannten, seine Sozialre-
formen auf den Weg gebracht und der Revolution auf diese Weise den 
Wind aus den Segeln genommen. Natürlich wäre es im höchsten  Grade 
anmaßend, jene 15 Reformvorschläge, die am Ende dieses Buches aus-
führlich zusammengestellt sind, auf die gleiche Stufe mit den Bismarck-
schen Reformen zu stellen. Doch sie sind als Versuch eines heute lebenden 
Volkswirts zu verstehen, Reformen zu definieren, die, wenn sie beherzt 
durchgeführt werden, dazu beitragen können, das derzeit stark gefährdete 
europäische Einigungswerk auf neue, stabilere Füße zu stellen. Die Neu-
gründung Europas muss gelingen. Wir haben keine Wahl.
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KAPITEL 1  

 
Der Brexit und die Spaltung 

Mitteleuropas

Eine klare Entscheidung    l    Bürokratie, Wirtschaft, Überfremdungsangst 
– Misstrauensvotum gegen die EU    l    Ein kaum zu ermessener Verlust 
für Europa    l    Was die Entscheidung für das Vereinigte Königreich bedeu-
tet    l    Unzufriedene Franzosen, genervte Italiener – Wer geht als nächs-
tes?    l    Verlust der Sperrminorität – Warum Deutschland besonders viel ver-
lieren wird    l    Wo war die Politik?    l    Jetzt droht die Spaltung Mitteleuropas 
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Eine klare Entscheidung

Das Ergebnis des britischen Referendums versetzte Europa und der Welt 
einen Schock, denn die Möglichkeit eines Votums für den Brexit hat-
te kaum jemand in den politischen und wirtschaftlichen Führungsetagen 
wirklich auf dem Schirm. Die Buchmacher boten Quoten von 5:2 für je-
ne, die es wagten, auf eine Mehrheit der Befürworter eines EU-Austritts 
zu wetten. Auch meinten nicht wenige, dass sich die vielen Unentschlos-
senen, die man bei den Umfragen vor dem Referendum feststellte, mehr-
heitlich für den Status quo aussprechen würden. So war es schließlich bei 
der Abstimmung über die Unabhängigkeit Schottlands im Jahr 2014 ge-
wesen oder auch früher bei anderen Referenden, so jenen zur Abspaltung 
Quebecs von Kanada. 

In gewisser Weise stellte sich die Situation diesmal nicht wirklich anders 
dar. Auch am 23. Juni wählten die Unentschlossenen den Status quo. Nur 
bestand der Status quo in den Augen der Mehrheit nicht in der EU-Mit-
gliedschaft, sondern in der Splendid Isolation, also in der Unabhängigkeit 
von den Kontinentalmächten, wie sie seit Königin Victoria und ihrem Pre-
mierminister Benjamin Disraeli die britische Politik bestimmt hatte. Nicht 
der Brexit, sondern die EU war in den Augen vieler Briten das unkalkulier-
bare Experiment, dessen Ausgang man skeptisch beurteilte.

So kam es, dass sich beim Referendum eine Mehrheit von 51,9 % zu 
48,1 % für jene ergab, die aus der EU austreten wollen. Bei einer Umfra-
ge des Instituts ICM vom 29. Mai hatte der Vorsprung der Austrittsbe-
fürworter bei 3 Prozentpunkten gelegen, während zugleich 13 % der Be-
fragten unentschlossen waren.1 Andere Umfrageinstitute prognostizierten 
einen annähernden Gleichstand beider Gruppen.2 Beim Referendum be-
trug der Vorsprung dann schließlich deutliche 3,8 Prozentpunkte. 

Nicht überall im Vereinigten Königreich ergab sich freilich ein ähnli-
ches Meinungsbild. Wie Abbildung 1.1 zeigt, fanden sich die Austritts-
befürworter vor allem in den britischen Kernländern England und Wales, 
während die Schotten und Nordiren mehrheitlich für den Verbleib in der 
EU votierten. Eine Ausnahme unter den Engländern stellten die Akteure 
des Finanzplatzes London dar, der City of London also, die bei einem Bre-
xit für ihr Finanzgewerbe zu Recht erhebliche wirtschaftliche Nachteile be-
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fürchten. Doch auf dem Lande und in den alten Industriegebieten überwo-
gen die Austrittsbefürworter.

Auch zwischen Jung und Alt gingen die Meinungen auseinander. Während 
71 % der jungen Briten zwischen 18 und 24 Jahren für den Verbleib in der 
EU stimmten, präferierten 64 % der älteren Bürger ab 65 Jahren den Austritt. 

Abbildung 1.1: Die regionale Aufteilung des Wahlergebnisses vom 23. Juni 2016

Quelle: Eigene Darstellung; The Electoral Commission, Elections & Referendums, Upcoming Elec-
tions & Referendums, EU Referendum, EU Referendum Results, <http://www.electoralcommissi-
on.org.uk/find-information-by-subject/elections-and-referendums/upcoming-elections-and-refe-
rendums/eu-referendum/electorate-and-count-information>. 

Es war schon erstaunlich, aber unmittelbar nach dem Referendum ha-
ben nicht wenige Wahlverlierer den Eindruck zu erwecken versucht, die 
Wahl sei außerordentlich knapp ausgefallen und das Ergebnis einer augen-
blicklichen Stimmung der Bevölkerung, die sich nur aufgrund der verant-
wortungslosen Hetze von Populisten ergeben habe. Das schöne Wetter ha-
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